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Internet: http://www.iab.de Maßnahmen zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit 
in ausgewählten Industrieländern 
Heinz Werner* 
Beschäftigungsschwierigkeiten von Jugendlichen existieren in anderen Ländern meist schon seit 
längerer Zeit als in der Bundesrepublik Deutschland. Als generelle Ursache der Arbeitslosigkeit 
von Jugendlichen wird insbesondere das Zusammentreffen der demographisch bedingten Zunahme 
von jugendlichen Arbeitsuchenden mit einer verschlechterten Wirtschaftssituation angesehen. Da-
neben sind Jugendliche von der Rezession besonders betroffen, weil weniger Neueinstellungen er-
folgen, die Arbeitsplatzmobilität der beschäftigten Arbeitnehmer geringer ist, Arbeitsschutzbestim-
mungen die bereits Beschäftigten privilegieren und weil die Unternehmen aus dem Arbeitslosen-
reservoir berufserfahrene Kräfte bevorzugen können. 
In der Wahl und der Ausgestaltung der Maßnahmen zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit 
ergaben sich naturgemäß die größten Unterschiede, da unterschiedliche Ausgangssituationen vor-
liegen: 
Beschäftigungsorientierte Maßnahmen wie Subventionen, Steuer- oder Sozialabgabennachlaß an 
Unternehmen werden in größerem Umfang als in der Bundesrepublik Deutschland gewährt, um 
Arbeitsplätze zu erhalten oder neu zu schaffen (Belgien, Frankreich, Großbritannien, Irland, Nie-
derlande, Schweden, USA). 
In manchen Ländern laufen umfangreiche Programme zur Schaffung von temporären Arbeitsplät-
zen im öffentlichen Sektor (Belgien, Frankreich, Kanada, Niederlande, Schweden, USA). Die 
Durchführung von Gemeinschaftsaufgaben auf lokaler Ebene wie Landschafts-/Umweltschutz, 
Hilfe für alte Menschen, Betreuung von Kindergärten/Spielplätzen ist eine der innovatorischen 
Maßnahmen, die augenscheinlich mit gutem Erfolg ergriffen werden (Großbritannien, Kanada, 
Schweden, Vereinigte Staaten von Amerika). 
Bildungsorientierte Maßnahmen erstrecken sich von subventionierten Arbeitserfahrungsaufent-
halten, Zuschüssen für betriebliche Ausbildungsplätze oder -gange, Schulungsprogrammen während 
Arbeitslosigkeitsperioden bis hin zur stärkeren beruflichen Orientierung der schulischen Ausbil-
dung. Die Art des beruflichen Bildungssystems (schulisch oder betrieblich orientiert) ist mitbe-
stimmend für die Ausgestaltung der Maßnahmen in den jeweiligen Staaten. Das Schwergewicht 
lag in den meisten der betrachteten Länder bei der Zahlung von Zuschüssen für betriebliche Aus-
bildungsperioden (für Länder, die kein duales Berufsbildungssystem aufweisen) und der Durch-
führung bzw. Finanzierung von Schulungsprogrammen während Arbeitslosigkeitsperioden. Auch 
hier ist der Trend sichtbar, anstatt Arbeitslosenunterstützung zu bezahlen, neben beschäftigungs-
politischen Maßnahmen zunehmend bildungsorientierte Maßnahmen zu finanzieren. 
Eine Verringerung des Arbeitszeitvolumens soll erreicht werden über (1) Verlängerung der Schul-
pflicht, (2) Verringerung der Arbeitszeit, (3) Herabsetzung bzw. Flexibilisierung der Ruhestands-
grenze und (4) Aufspaltung eines Arbeitsplatzes in 2 Teilzeitarbeitsplätze (job-sharing). Die Maß-
nahmen (1) und (4) sind bisher kaum oder nicht aus dem Beweggrund Verringerung der Jugend-
arbeitslosigkeit ergriffen worden. 
Gliederung 
1. Vorbemerkung 




4.1 Beschäftigungsorientierte  Maßnahmen 
4.2 Ausbildungsorientierte  Maßnahmen 
4.3  Maßnahmen   zur   Verringerung des   Arbeitszeit-
volumens 
5. Abschließende  Bemerkungen 
1. Vorbemerkung 
Die  Zahlen  der jugendlichen  Arbeitslosen  sind  in  der 
Bundesrepublik Deutschland erst in den letzten Jahren 
* Heinz Werner ist Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung des Autors. 
stark angestiegen. In anderen Ländern existiert das Pro-
blem der Jugendarbeitslosigkeit häufig schon seit länge-
rem. Das Bemühen aller Staaten, vor allem die Arbeits-
losigkeit Jugendlicher zu verringern, läßt es angebracht 
erscheinen, einen Überblick über Ausmaß und Maßnah-
men zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit in 
anderen Ländern zu geben. Um die Erfahrungen besser 
nutzen zu können, sollte auch — soweit wie möglich — 
etwas über Vor- und Nachteile der ergriffenen Maßnah-
men ausgesagt werden. 
Die Arbeitslosigkeit Jugendlicher genießt deshalb prio-
ritäre Betrachtung, weil man sich sehr wohl bewußt ist, 
daß mit anhaltend hoher Jugendarbeitslosigkeit die Ein-
gliederung in das Erwerbsleben (berufliche Sozialisation) 
einer ganzen Generation gefährdet wird, was wiederum 
nicht ohne Folgen für die Gesellschaft und ihre wirt-
schaftliche und soziale Stabilität bleiben kann. 
2. Ausmaß und Struktur der Jugendarbeitslosigkeit 
Das Ausmaß der Jugendarbeitslosigkeit in einigen aus-
gewählten Industrieländern zeigen die Tabellen l bis 3 
und die Schaubilder. Hierbei ist zu beachten, daß nach 
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den internationalen Gepflogenheiten zu den Jugendlichen 
Personen zwischen 15 bis unter 25 Jahren gerechnet wer-
den. Internationale Vergleiche werden erschwert durch 
unterschiedliche Berechnungsart, Erhebungsmethode und 
Definition der einbezogenen Personenkreise zur Berech-
nung der Arbeitslosenquote in den einzelnen Ländern.
1) 
Eine besonders gravierende Verzerrung tritt zum Bei-
spiel bei der Berechnung der Jugendarbeitslosenquote für 
Länder mit unterschiedlichen Berufsausbildungssystemen 
ein: In Staaten mit dualer Berufsausbildung (Bundesre-
publik Deutschland, Österreich) gehen die Auszubilden-
den in die Nennergröße bei den Erwerbspersonen ein, 
was bei Ländern mit schulischem Berufsausbildungssystem 
nicht gegeben ist. Im ersteren Fall wird durch den größe-
ren Nenner die errechnete Arbeitslosenquote niedriger. Die 
besondere Situation der jugendlichen Arbeitsuchenden 
und ihr anderes Erwerbsverhalten erschweren den 
zwischenstaatlichen Vergleich für diese Personengruppe 
noch zusätzlich. 
So zählen in den USA auch ferienarbeitsuchende Schüler 
und Studenten zu den Arbeitslosen. Wie viele Jugendliche 
sich in Staaten mit umfassender Sozialgesetzgebung in 
erster Linie zur Aufrechterhaltung von Sozialversiche-
rungsansprüchen arbeitslos melden, ist ebenfalls unbe-
kannt. Weiterhin ist anzunehmen, daß eine Reihe Jugend-
licher nach Ablauf ihrer sozialrechtlichen Ansprüche sich 
entmutigt von der Arbeitsuche zurückzieht und damit 
statistisch nicht mehr erfaßt wird. Vor diesem Hinter-
grund sind die Tabellen zur Arbeitslosigkeit zu interpre-
tieren, wobei gewisse Verzerrungen beim Niveauvergleich 
von Land zu Land, weniger bei Tendenzaussagen inner-
halb der Länder zu beachten sind. 
1) Zum Problem der Vergleichbarkeit der Arbeitslosenquoten siehe: Koller, M., 
König I., Internationaler Vergleich der Arbeitslosenquoten, Beiträge zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 29, Nürnberg 1977. 
Während Länder wie Italien, Kanada oder die USA seit 
Jahren mit einer recht hohen Jugendarbeitslosigkeit kon-
frontiert sind, ist dies bei den anderen Ländern erst in 
letzter Zeit zu einem gravierenden Problem geworden. 
Das Niveau der Jugendarbeitslosigkeit ist in einem gro-
ßen Teil der betrachteten Länder überproportional an-
gestiegen und die Quote der arbeitslosen Jugendlichen 
liegt inzwischen — manchmal beträchtlich — über der 
allgemeinen Arbeitslosenquote. 
Zur Struktur der Jugendarbeitslosigkeit lassen sich im 
internationalen Vergleich folgende Aussagen treffen: 
—  Im allgemeinen sind weibliche Jugendliche während 
Rezessionsphasen stärker von Arbeitslosigkeit betrof-
fen als männliche. 
—  Jugendliche in den unteren Altersgruppen haben eine 
leicht überdurchschnittliche    Arbeitslosenquote.    Die 
Unterschiede variieren jedoch von Land zu Land. 
—  Das Risiko arbeitslos zu werden, sinkt in der Regel 
mit steigender Ausbildung. Die Unterschiede verrin-
gern sich aber zusehends. 
—  Die Dauer der Arbeitslosigkeit ist bei Jugendlichen 
im allgemeinen kürzer, was auch mit der größeren 
Mobilität    dieser    Personengruppe    zusammenhängt 
(z. B. Arbeitsplatzwechsel).   Mit   zunehmender   Ver-
festigung   des   insgesamt   hohen   Arbeitslosenniveaus 
verlängert sich auch die durchschnittliche Arbeitslosig-
keitsdauer für Jugendliche. 
3. Ursachen 
Die generelle Ursache der Arbeitslosigkeit von Jugend-
lichen liegt im Zusammentreffen der demographisch be-
dingten Zunahme von jugendlichen Arbeitsuchenden mit 
einer verschlechterten wirtschaftlichen Situation, in einer 
Zeit also, da Arbeits- und Ausbildungsplätze knapp sind. 
Die Jugendarbeitslosigkeit ist zu einem erheblichen Aus-
maß Folge der hohen Gesamtarbeitslosigkeit. Die Situa-
tion wurde noch dadurch verschärft, daß sich in den mei-
sten Ländern das Erwerbsverhalten der Frauen in Rich-
tung verstärkter Erwerbstätigkeit verschob, was Konkur-
renzsituationen zwischen jugendlichen und weiblichen 
Arbeitsuchenden zur Folge haben kann. Der 
Arbeitsmarkt für Jugendliche weist weiterhin 
einige spezifische Charakteristiken auf, die nicht ohne 
Einfluß auf die Beschäftigungsmöglichkeiten sind: 
—  Jugendliche als neu in das Erwerbsleben eintretende 
Arbeitskräfte sind sozial und arbeitsrechtlich weniger ge-
schützt als andere Altersgruppen auf dem Arbeitsmarkt. 
Werden im Zuge von Personaleinsparungen Entlassungen 
notwendig,   so   dienen   als   Auslesekriterium   Dauer   der 
Betriebszugehörigkeit, Berufserfahrung, Alter, aber auch 
die soziale und familiäre Situation der Beschäftigten. Das 
sind alles Auswahlkriterien, die sich in der Regel ungün-
stig auf die Beschäftigung Jugendlicher auswirken. 
—  Jugendliche sind von der Rezession überproportional 
betroffen, weil weniger Neueinstellungen erfolgen, da es 
einmal   die   Betriebssituation   nicht   erfordert   und   zum 
anderen die Arbeitsplatzmobilität der bereits beschäftigten 
Arbeitnehmer geringer wird. 
—  Es wird vielfach darauf hingewiesen,  daß zwischen 
angebotener und geforderter Qualifikation eine Diskre-
panz  bestehe,  da  vor  allem  die  schulische  Ausbildung 
nicht berufsorientiert genug erfolge. Dies wurde so lange 
nicht zum Problem, als die wirtschaftliche Hochkonjunk- 
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reichende Chancen bot. Inzwischen können die Betriebe 
aus dem Arbeitslosenreservoir berufserfahrene Kräfte 
auswählen, für die eine geringere betriebliche Einarbei-
tungs- oder Umschulungszeit erwartet werden kann, als 
dies bei jugendlichen Schulabsolventen der Fall wäre. 
— Weitere Unsicherheiten in betrieblichen Rentabilitäts-
und Produktivitätsüberlegungen ergeben sich aus dem 
weitgehenden Fehlen eines bisherigen Berufsverlaufs 
(keine Arbeitszeugnisse), das keine Schlüsse auf das Be-
schäftigungsverhalten zuläßt. Die normalerweise größere 
Häufigkeit des Arbeitsplatzwechsels bei jugendlichen Ar-
beitnehmern verstärkt die Ungewißheit im Hinblick auf 
die erwartbare Beschäftigungsdauer. 
Die Beschäftigungsmöglichkeiten von Jugendlichen wei-
sen also einige Besonderheiten auf, die in Rezessionszei-
ten zusätzlich zu Beschäftigungsschwierigkeiten führen. 
Selbst wenn es gelingen sollte, wieder höhere wirtschaft-
liche Wachstumsraten zu erreichen, die ein größeres 
Arbeits- und Ausbildungsplatzangebot zur Folge haben, 
werden Beschäftigungsprobleme von Jugendlichen für die 
nächsten Jahre gravierend bleiben. Zum einen wird sich 
ein möglicher Aufschwung – zumindest am Anfang -
über die Auslastung unausgenutzter Kapazitäten vollzie-
hen und aus der stillen Reserve
2) werden dann vor al-
lem wieder Frauen eine Beschäftigung suchen, die unter 
Umständen in Konkurrenz mit jugendlichen Arbeit-
suchenden treten
3). 
Zum anderen werden aufgrund der demographischen 
Entwicklung bis in die Achtziger Jahre mehr Jugendliche 
als bisher ihr Erwerbsleben beginnen (Tabelle 4). Diese 
Aussage gilt aufgrund des „Geburtenberges“ Ende der 
Fünfziger Jahre / Anfang der Sechziger Jahre besonders 
stark für die Bundesrepublik Deutschland. Kompliziert 
wird die Situation noch dadurch, daß anschließend wie-
der geburtenschwächere Jahrgänge folgen, so daß bei der 
Maßnahmenkonzipierung auch deren Reversibilität be-
rücksichtigt werden muß. Im folgenden sollen nun die in 
anderen Industrieländern ergriffenen oder diskutierten 
Maßnahmen dargestellt werden. Einbezogen wurden die 
Länder der Europäischen Gemeinschaft, ebenso USA, Ja-
pan und Schweden. Ein Katalog der Maßnahmen zur 
Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit in diesen Län-
dern ist im Anhang in Form einer tabellarischen Über-
sicht aufgeführt. 
4. Maßnahmen 
Eine Systematisierung der Maßnahmen zur Verringerung 
der Jugendarbeitslosigkeit ist nicht einfach. Eine Mög-
lichkeit wäre z. B. entsprechend der Marktvorstellung in 
Arbeitsplatzseite (Nachfrage), Arbeitskräfteseite (Ange-
bot) und die Verknüpfung zwischen beiden, nämlich den 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf zu gliedern. 
Zuordnungs- und Uberschneidungsprobleme lassen es je-
doch angebrachter erscheinen, eine Einteilung in beschäf-
tigungsorientierte Maßnahmen, ausbildungsorientierte 
Maßnahmen und Maßnahmen zur Verringerung des 
Arbeitskräfteangebots zu wählen,wobei als Gliederungs- 
2)  Im   angelsächsischen   Bereich   entspricht  dies   in   etwa  dem   Konzept   
der „discouraged   workers“   oder   der   „hidden   labour   force“.   Es   sind   
Personen,   die   aufgrund   mangelnder   Beschäftigungsmöglichkeiten   die   
Arbeitsuche   aufgegeben   haben,   bei   verbesserter   Beschäftigungslage   
jedoch wieder auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung treten werden. Es 
handelt sich vor allem um Frauen, zum geringeren Teil um Ausländer und 
Jugendliche. 
3)  Vgl.  OECD,   Entry  of Young  People  into  Working  Life,   Paris   1977, 
Seite 73, 92. 
kriterium innerhalb der Gruppen, soweit möglich, die 
„Arbeitsplatznähe“ genommen wird (siehe auch „Kata-
log der Maßnahmen zur Verringerung der Jugend-
arbeitslosigkeit in ausgewählten Ländern“ im Anhang). 
Wie bereits eingangs dargelegt, sind Jugendliche von der 
ungünstigen Wirtschaftslage besonders betroffen. Allge-
meine wirtschaftspolitische Maßnahmen haben deshalb 
auch Einfluß auf die Beschäftigung Jugendlicher. Der-
artige globale Maßnahmen sollen jedoch nicht Gegen-
stand der folgenden Darstellungen sein. Es werden die-
jenigen arbeitsmarktrelevanten Maßnahmen diskutiert, 
die selektiv auf diese Personengruppe ausgerichtet sind 
oder diejenigen Maßnahmen, die zwar nicht als gruppen-
spezifisch konzipiert werden, von denen aber de facto 
vor allem Jugendliche betroffen werden. 
4.1 Beschäftigungsorientierte Maßnahmen 
4.1.1 Zuschüsse an private Unternehmen 
Arbeitsplätze für Jugendliche sollen erhalten oder ge-
schaffen werden über Subventionszahlungen, Steuer-
erleichterungen oder Übernahme von Sozialversicherungs-
lasten, die bei Einstellung eines Arbeitslosen gewährt 
werden (Belgien, Frankreich, Großbritannien, Irland, Nie-
derlande, Schweden, Vereinigte Staaten von Amerika). 
Manchmal werden auch Darlehen zu besonders günstigen 
Bedingungen gegeben. 
Ziel dieser temporären und flexibel zu handhabenden 
Zuschüsse ist, über die Verringerung der laufenden 
Arbeitskosten Arbeitsplätze zu erhalten oder zu schaffen 
und damit die Beschäftigung zu fördern. Die auf diesen 
Plätzen beschäftigten Arbeitnehmer erhalten den üblichen 
Lohn. Die Höhe der gezahlten Zuschüsse geht bis zur 
Summe der Arbeitslosenunterstützung, die sonst gezahlt 
werden müßte. Sie liegen jedoch meist darunter, so daß 
sich sogar ein Finanzierungsvorteil für den Versicherungs-
träger ergeben kann. 
Das Problem bei diesen Maßnahmen liegt darin, zu ver-
hindern, daß ein Zuschuß zu Arbeitsplätzen gezahlt wird, 
die sowieso geschaffen oder erhalten worden wären („Mit-
nehmereffekt“). In den meisten Ländern ist deshalb ein 
gleichgebliebener oder angestiegener Beschäftigungsstand 
im jeweiligen Betrieb Voraussetzung zur Gewährung des 
Zuschusses. Eine weitere Möglichkeit wäre, nach Bran-
chen oder Betriebsgrößen zu differenzieren. Hierbei gerät 
man jedoch schnell in einen Konflikt: Fördert man 
wachstumsschwache Industrien, behindert man den 
wünschenswerten Strukturwandel, unterstützt man 
Wachstumsbranchen, so muß man sich fragen, ob eine 
zusätzliche Förderung überhaupt nötig ist. Eine 
Schwierigkeit liegt auch darin, zu verhindern, daß bisher 
permanente Arbeitsverhältnisse durch temporäre, weil 
geförderte Arbeitsverhältnisse substituiert werden. Die 
meist übliche flexible Handhabung der Zuschußgewäh-
rung hat in den betrachteten Ländern bisher nicht in 
erheblichem Umfang zur Ersetzung von Dauerarbeits-
kräften durch Kurzfristbeschäftigte geführt. Man muß sich 
bei der Beurteilung von Beschäftigungszuschüssen im 
klaren sein, daß (1) diese Maßnahme nur vorübergehender 
Art sein kann, um den Wirtschaftsstrukturwandel nicht 
zu behindern und (2) derartige Zuschüsse — dadurch 
daß sie zu laufenden Arbeitskosten gewährt werden — 
nur in dem Maß als zusätzlicher Anreiz für 
Einstellungen wirken, als auch entsprechende zukünftige 
Absatzerwartungen gegeben sind. 
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Sektor 
In einigen Ländern existieren Programme zur Schaffung 
von — meist temporären — Arbeitsplätzen im (tradi-
tionellen) öffentlichen Sektor (Belgien, Dänemark, Frank-
reich, Kanada, Niederlande, Schweden, USA). 
So beschloß die französische Regierung 1977 20000 
Arbeitsplätze für Jugendliche in der öffentlichen Verwal-
tung, insbesondere im Justiz- und Gesundheitswesen und 
der Post, vorübergehend bereitzustellen. In Schweden 
laufen Experimente, Jugendliche während Fortbildungs-
perioden für öffentliche Bedienstete zu beschäftigen. Von 
allen betrachteten Ländern machen die Vereinigten 
Staaten am stärksten Gebrauch von der vorübergehen-
den Beschäftigung von Jugendlichen im öffentlichen Sek-
tor. Es handelt sich zu einem großen Teil um Arbeits-
plätze während der Sommermonate für Aushilfstätig-
keiten in Schulen, Büchereien, kommunalen und gemein-
nützigen Organisationen. 
Bei der temporären Schaffung von Arbeitsplätzen im öf-
fentlichen Dienst wird es als vorteilhafter angesehen, ein 
Entgelt für eine Beschäftigung zu bezahlen, anstatt 
Arbeitslosenunterstützung zu gewähren. Außerdem kann 
eine derartige „Überbrückungsbeschäftigung“ dem jungen 
Menschen helfen, Arbeitserfahrung zu gewinnen und spä-
ter leichter einen Dauerarbeitsplatz zu finden. Letzterer 
wäre für ihn sicherlich schwieriger zu erhalten, wenn er 
mit dem Manko der vorhergehenden Arbeitslosigkeit auf 
Beschäftigungssuche geht. 
Programme zur Schaffung von Arbeitsplätzen im tradi-
tionellen öffentlichen Sektor haben trotz des temporären 
Charakters die unter Umständen unerwünschte Tendenz 
einer stetigen Expansion des öffentlichen Dienstes in sich. 
Dieses Problem wird jedoch von Land zu Land je nach 
Art der Wirtschaftsordnung, Umfang des öffentlichen 
Dienstes und Struktur der bereitgestellten Arbeitsplätze 
verschieden beurteilt. 
4.1.3 Durchführung von Gemeinschaftsaufgaben 
auf lokaler Ebene 
Einige Länder führen Beschäftigungsprogramme mit dem 
Schwerpunkt auf Gemeinschaftsaufgaben für lokale Be-
dürfnisse durch (Großbritannien, Kanada, Schweden, 
USA). 
Projekte wie Landschafts- und Umweltschutz, Hilfe für 
alte Menschen, Betreuung von Kindergärten/Spielplätzen 
werden von öffentlichen Stellen finanziert und von cari-
tativen, kirchlichen oder gemeinnützigen Organisationen 
oder von dafür ins Leben gerufenen Bürgerinitiativen 
durchgeführt. Der Mobilisierung der sozialen Initiative 
wird bei der Ausgestaltung derartiger Gemeinschafts-
arbeiten relativ großer Raum gelassen. Damit wurden 
vielfach neue Bedürfnisfelder abgedeckt, die bisher nicht 
von den öffentlichen (Sozial-) Einrichtungen erfaßt wur-
den. Die Programme sind meist nicht nur auf Jugend-
liche beschränkt, de facto besteht jedoch der überwie-
gende Teil der Teilnehmer aus diesem Personenkreis. Die 
bisherigen Erfahrungen zeigen, daß derartige Maßnahmen 
schneller und flexibler durchgeführt werden können als 
öffentliche Notstandsarbeiten und daß sie Arbeitskräfte 
absorbieren, die vom privaten Sektor nicht aufgenommen 
werden können, auch wenn Zuschüsse gewährt werden. Die 
kanadische Regierung, die mit Arbeits-
beschaffungsprogrammen obengenannter Art (z. B. dem 
Local Initiatives Programme) die längste Erfahrung be- 
sitzt, schätzt, daß per Saldo ein positiver Beitrag, zum 
Sozialprodukt geleistet wurde. 
Eine der Hauptschwächen derartiger Programme liegt 
darin, daß die geschaffenen Arbeitsplätze meist eine im 
Vergleich zu einer späteren Beschäftigung atypische Tä-
tigkeit erfordern und deshalb wenig Hilfe für eine an-
schließende Dauerbeschäftigung bieten. Aus diesem 
Grunde wird in dem neuen „Canada Works Programme“ 
die Vermittlung von später verwertbaren Qualifikatio-
nen und Arbeitserfahrungen stärker betont. Ein weiteres 
Problem kann darin bestehen, daß bei Auslaufen eines 
lokalen Programms Pressionen ausgeübt werden, die 
Maßnahmen weiterzuführen und sie schließlich zu einer 
Dauereinrichtung werden zu lassen. 
4.1.4. Festlegung von Beschäftigungsquoten 
Starre dirigistische Maßnahmen wie die Festlegung von 
Beschäftigungsquoten für Jugendliche in den Betrieben 
wurden bisher von keinem Land ergriffen. Eine Beschäf-
tigungsquoten nahekommende Gesetzgebung wurde nur 
in Belgien erlassen, die vorschreibt, daß alle Betriebe mit 
100 und mehr Beschäftigten einen auszubildenden Jugend-
lichen pro 100 Arbeitnehmer für die Dauer von 6 bis 
12 Monaten einzustellen haben. Diese Maßnahme soll 
hier nur exemplarisch erwähnt werden, da sie in erster 
Linie bildungsorientiert ist und deshalb auch in das ent-
sprechende folgende Kapitel gehört. 
Bei einem anhaltend hohen Arbeitslosigkeitsniveau be-
steht bei Festlegung von Beschäftigungsquoten zugunsten 
von Jugendlichen die Gefahr, daß Beschäftigungspro-
bleme nur auf andere Personengruppen verschoben wer-
den. 
4.1.5 Mobilitätszuschüsse 
In einer Reihe von Ländern werden Jugendlichen bei 
Annahme einer Beschäftigung an einem anderen Wohn-
ort Mobilitätszuschüsse gezahlt (Frankreich, Großbritan-
nien, Irland, Kanada, Niederlande). Der Erfolg dieser 
Maßnahme ist jedoch generell als gering einzuschätzen, 
da er als Mobilitätsanreiz nicht ausschlaggebend und zu-
dem zu gering ist. 
4.1.6  Verbesserung der Information und Beratung 
Zur Erleichterung des Oberganges Ausbildung – Beruf 
wird der Ausbau der Vermittlungs- und Beratungsdienste 
für Jugendliche empfohlen. Die gemachten Vorschläge 
halten sich jedoch innerhalb des Rahmens der deutschen 
Arbeitsverwaltung, so daß auf eine Darstellung verzich-
tet wird. 
4.2 Ausbildungsorientierte Maßnahmen 
4.2.1 Zuschüsse für die betriebliche Bildung 
Jugendarbeitslosigkeit kann nicht nur ein Arbeitsplatz-, 
sondern auch ein Ausbildungsplatzproblem sein. Eng ver-
knüpft ist damit auch das System der beruflichen Bildung. 
Je nach bisheriger schulisch- oder praxisorientierter Aus-
bildung wird man mehr Ausbildungen in den Betrieben 
(oder wie im vorigen Kapitel Beschäftigungszuschüsse 
gewähren) oder mehr die Vermittlung generell-formaler 
Qualifikationen fördern. Die Ausbildungs- und Anlern-
kosten sollen über Zuschüsse für die Unternehmen ge-
senkt und diese bewogen werden, mehr Jugendliche zur 
Ausbildung einzustellen (Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien, Irland, Kanada, Niederlande, Schweden, 
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auf die traditionellen Ausbildungsberufe, die Vermittlung 
von betriebsspezifischen Qualifikationen bis zu Arbeits-
erfahrungsaufenthalten. 
Die Ausgestaltung der Förderungsmaßnahmen variiert 
von Land zu Land erheblich. Die umfangreichsten Maß-
nahmen hat Frankreich ergriffen, die hier exemplarisch 
dargestellt werden sollen: 
—  Unternehmen,   die   zwischen   dem   1. Juli   und   dem 
31. Dezember   1977  Auszubildende  einstellten,  wer-
den die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung bis 
zu 2 Jahren erlassen. 
—  Betriebe, die Jugendliche unter einem Arbeits-Lehr- 
Vertrag von 6 bis 12 Monaten Dauer einstellen, er-
halten   Zuschüsse   während    Beschäftigungsperioden 
und die 100% ige Übernahme des gesetzlich zu zah-
lenden   Mindestlohnes
4)   während   Ausbildungsperio-
den, zu denen sich die Firmen verpflichten müssen. 
Bedingung ist, daß während einer bestimmten Zeit 
keine  Entlassungen   „aus  wirtschaftlichen  Gründen“ 
stattgefunden   haben   dürfen.   Das Programm   wird 
finanziert über eine betriebliche Sondersteuer. 
—  Zur Vermittlung von Arbeitserfahrung werden Be-
triebe aufgefordert, jugendliche Arbeitslose während 
6 bis 8 Monaten einzustellen und sich zu einer Aus-
bildung von mindestens 200 Stunden zu verpflichten. 
Die Jugendlichen erhalten während der ganzen Zeit 
einen Lohn, der von der Regierung bezahlt wird und 
der 90 % des gesetzlich garantierten Mindestlohnes 
beträgt. 
Andere Ausgestaltungen der Ausbildungsförderung be-
stehen z. B. darin, die Zuschüsse nur für besonders von 
Arbeitslosigkeit gefährdete / betroffene Jugendliche oder 
Wirtschaftszweige (Niederlande) zu gewähren oder nur 
dann zu geben, wenn über dem Durchschnitt der letzten 
Jahre Auszubildende eingestellt werden (Großbritannien), 
ferner daß Jugendliche während derartiger kurzfristiger 
Ausbildungs- oder Arbeitserfahrungsmaßnahmen nach 
wie vor dem Arbeitsamt zur Vermittlung zur Verfügung 
stehen müssen (Niederlande), oder daß technische oder 
pädagogische Unterstützung angeboten wird (Kanada, 
Großbritannien). Nicht unerwähnt bleiben soll in diesem 
Zusammenhang die bereits dargestellte Bestimmung in 
Belgien, die vorsieht, daß Betriebe mit mindestens 100 
Beschäftigten einen Jugendlichen pro 100 Arbeitnehmer 
für 6 bzw. 12 Monate ausbilden müssen. Die betrieblichen 
Ausbildungsförderungen haben den Vorteil, daß sie 
flexibler zu handhaben sind, als etwa 
Strukturveränderungen des Bildungs- oder Beschäfti-
gungssystems. Den Betrieben wird erleichtert, während 
einer Übergangszeit den Personalbestand nicht zu verrin-
gern. Die Chancen des Jugendlichen, im Ausbildungs-
oder in einem anderen Betrieb weiterbeschäftigt zu wer-
den, sind größer, d. h. die berufliche Sozialisation wird 
erleichtert. Weiterhin kann sich ein Finanzierungsvorteil 
für den Versicherungsträger ergeben, wenn die gezahlten 
Zuschüsse niedriger als die sonst zu zahlende Arbeits-
losenunterstützung sind. 
Kritik ergibt sich aus dem vorübergehenden Charakter 
derartiger Programme, die in der Hoffnung auf einen 
zukünftigen Wiederaufschwung zeitlich befristet durch-
geführt werden. Dadurch, daß keine zusätzliche Schaf-
fung von Arbeitsplätzen erfolgt, besteht die Gefahr, daß 
nach der Ausbildungszeit wieder Arbeitslosigkeit folgt. 
4)   SMIC = Salaire Minimum Interprofessionnel de Croissance 
Eine derartige kurzfristige betriebliche Ausbildung ist 
mehr oder weniger auf die augenblickliche Bedürfnis-
situation der gerade ausbildenden Unternehmen ausge-
richtet und weniger auf Erfordernisse in anderen Bran-
chen oder zukünftigen Qualifikationsbedürfnissen. 
4.2.2. Schaffung von Ausbildungsplätzen im 
öffentlichen Dienst 
Die Erhöhung der Zahl der Plätze für Auszubildende im 
traditionellen öffentlichen Sektor wird in den betrach-
teten Ländern bisher nur in geringem Umfang als Mittel 
zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit angewendet. 
Mehr wäre beim gegenwärtigen Umfang der Jugend-
arbeitslosigkeit und den vorherrschenden Ausbildungs-
strukturen quantitativ auch nicht machbar. Dagegen 
spricht weiterhin, daß es sich häufig um spezielle Ausbil-
dungsgänge handelt, die auf die Weiterbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst ausgerichtet sind. Es besteht die Ge-
fahr, daß das Beschäftigungsproblem nur zeitlich ver-
schoben wird und sich nach der Ausbildungsperiode unter 
Umständen verschärft, wenn die anschließende Über-
nahme in ein Arbeitsverhältnis abgelehnt werden muß. 
4.2.3 Schulungsprogramme während Arbeitslosigkeits-
perioden 
Für eine aktive Arbeitsmarktpolitik sind Schulungs- bzw. 
Umschulungsprogramme für arbeitslose oder von Arbeits-
losigkeit bedrohte Arbeitnehmer unerläßlich. Die mei-
sten Industrieländer führen derartige Maßnahmen durch. 
Sie sind in der Regel für alle Altersgruppen, also nicht 
nur für Jugendliche offen. Daneben existieren spezielle 
Schulungsprogramme für Jugendliche ohne Beschäftigung 
(Dänemark, Großbritannien, Irland, Kanada, 
Niederlande, Schweden, USA). Während der Ausbildung 
wird dem Jugendlichen in der Regel eine Beihilfe ge-
währt. Sie sollte, um zur Teilnahme an einer Schulungs-
maßnahme anzureizen, über der Arbeitslosenunterstüt-
zung liegen, jedoch unterhalb des üblicherweise zu erzie-
lenden Lohnes bei Beschäftigung, um die Motivation zur 
Arbeitssuche nicht von vornherein zu unterbinden. 
Organisation und Inhalt der Kurse variieren von Land 
zu Land erheblich. Sie können einmal in öffentlichen oder 
privaten Institutionen durchgeführt werden, von unter-
schiedlicher Dauer sein (bis zu 2 Jahren), sich auf all-
gemeine oder eng berufliche Ausbildungsinhalte beziehen 
und Theorie oder Praxis stärker betonen. Im folgenden 
sollen deshalb wieder exemplarisch einige der im Ausland 
durchgeführten Programme dargestellt werden: 
—  In   Großbritannien   wurden   Programme  entwickelt, 
bei  denen  der  Schwerpunkt  auf der  Vermittlung  von 
Arbeitserfahrung   für   jugendliche   Arbeitslose   liegt.   In 
Zusammenarbeit  und  mit  Billigung  der  Arbeitsmarkt-
behörde   (Manpower   Services   Commission)   werden   in 
Unternehmen oder sonstigen Organisationen mindestens 
6-monatige Kurse veranstaltet,  die dazu dienen sollen, 
die verschiedensten Tätigkeitsarten kennenzulernen und 
unter Anleitung die nötigen beruflichen Qualifikationen 
entsprechend den eigenen Fähigkeiten und Wünschen zu 
erlernen. 
—  In den USA wurden 1977 für fast l Million Jugend-
liche Schulungskurse von regionalen und lokalen Behör-
den nach den Richtlinien des Arbeitsministeriums organi-
siert. Sie bestehen aus einer Mischung von Schulkursen, 
praktischen   Tätigkeiten   an   simulierten   Arbeitsplätzen 
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meist in öffentlichen oder gemeinnützigen Institutionen. 
—  In Kanada „kaufte“ 1976/1977 die Bundesregierung 
Schulungskurse von den regionalen und lokalen Berufs-
und Berufsoberschulen für 115 000 Jugendliche. Die Aus-
bildungskurse lassen sich in vier Typen gliedern: 
1)  Orientierung an einer speziellen beruflichen Tätigkeit 
2)  Sprachliche Schulung, insbesondere bei Einwanderern 
3)  Theoretisch orientierte Grundausbildung 
4)  Übernahme der schulischen Ausbildung von Lehrlin-
gen (Auszubildende) 
—  In Irland und Schweden erfolgt die Ausbildung in 
Zentren, wobei bei Bedarf Schulungskapazität von den 
Betrieben angemietet werden kann. 
Ausbildung und Schulung für Personen ohne Beschäfti-
gung sind nicht nur für Jugendliche, sondern für alle 
Arbeitslosen ein wesentliches Mittel zur Verringerung der 
Beschäftigungsprobleme. Wichtig ist ein flexibles System, 
das entsprechende Kapazitätsveränderungen verkraften 
und auch die geforderte Ausbildungsqualität bereitstellen 
kann. Länder, die (Um-) Schulungsmaßnahmen für ar-
beitslose Jugendliche in größerem Umfang ergriffen ha-
ben, haben dies über eine Kombination von öffentlichen, 
überbetrieblichen und privat organisierten Kursen (in 
Unternehmen) zu erreichen versucht, wobei die lokalen 
Gegebenheiten des Arbeitsmarktes Berücksichtigung fan-
den. 
Hauptproblem bei antizyklischen Schulungsprogrammen 
ist: 
In welchen Qualifikationen soll ausgebildet werden und 
in welchem Umfang? Welcher Personenkreis (Ältere, 
Jüngere, Arbeitslose, Beschäftigte in allen oder nur in 
bestimmten Berufen, Wirtschaftszweigen, Regionen usw.) 
soll einbezogen werden? 
4.2.4 Erweiterung des beruflichen Ausbildungssystems 
Bei der Diskussion der beruflichen Bildung taucht immer 
wieder die Frage auf, welche Organisation am besten als 
Berufsbildungssystem geeignet ist: schulisch oder betrieb-
lich orientiert. Dieser Punkt soll hier nur gestreift wer-
den, wobei kurz die wichtigsten vorgebrachten Vor- und 
Nachteile aufgelistet werden, ohne daß eine Wertung 
vorgenommen wird. 
Erfolgt die berufliche Ausbildung überwiegend und nach 
Maßgabe der Unternehmen im Betrieb, besteht die Ge-
fahr, daß zu viel in nicht zukunftsorientierten Berufen 
ausgebildet wird, da sich die Unternehmen am gegen-
wärtigen Bedarf orientieren. Eine weitere Schwierigkeit 
liegt darin, daß die überproportional ausbildenden Indu-
striesektoren (sekundärer Sektor) und Betriebe (kleine 
und mittlere Handwerksbetriebe) tendenziell schrumpfen 
werden, so daß für einen großen Teil der Auszubildenden 
ein Branchenwechsel vorhersehbar ist. Verlegt man die 
berufliche Ausbildung ganz in staatliche Institutionen, hat 
man das Allokationsproblem — in welchen Berufen soll 
ausgebildet werden — auch nicht gelöst. Weiterhin besteht 
das Problem der praxisfernen Ausbildung, das sich äußern 
kann in betrieblich nicht verwendbaren Qualifikationen 
oder in unrealistischen Beschäftigungserwartungen der 
Jugendlichen. Diese Probleme treten in den Ländern mit 
verschulter Berufsausbildung (z. B. Frankreich) immer 
wieder auf. Andererseits bietet ein schulisches 
Ausbildungssystem mehr An- 
satzpunkte,  gewisse  Ungleichheiten  zu  verringern  und 
antizyklische Bildungsmaßnahmen zu ergreifen. Nach 
dieser allgemeinen Problematik sollen die speziellen 
Maßnahmen   im   beruflichen   Ausbildungswesen   disku-
tiert werden. 
Bei der Erweiterung des bestehenden öffentlichen bzw. 
überbetrieblichen beruflichen Ausbildungssektors als Mit-
tel zur Verringerung der Arbeitslosigkeit handelt es sich 
meist um Ergänzungen, die auf eine Verlängerung der 
Ausbildungszeit hinauslaufen, oder es soll den von 
Arbeitslosigkeit gefährdeten / betroffenen Jugendlichen, 
z. B. jenen, die nach Erreichen des Schulpflichtalters die 
Schule ohne weitere Bildung verlassen haben, die Mög-
lichkeit zur beruflichen Bildung gegeben werden. In Län-
dern mit mehr schulisch orientierter beruflicher Ausbil-
dung wäre die Anfügung eines praktischen Unterrichts-
teils die logische Ergänzung. Bei der Betrachtung der ein-
bezogenen Länder fällt jedoch auf, daß dies über Ein-
arbeitungszuschüsse und Arbeitserfahrungsaufenthalten in 
Betrieben zu erreichen versucht wird. In Ländern mit 
dualem Berufsausbildungssystem hängt das Ausbildungs-
platzangebot vom privaten Sektor ab, variiert deshalb je 
nach Wirtschaftslage. Deshalb können sich Ungleich-
gewichte auf dem Ausbildungsstellenmarkt ergeben. Sie 
werden zu beheben versucht, indem man Ausbildungs-
perioden in öffentlichen oder überbetrieblichen Einrich-
tungen zusammenfaßt oder es werden Übergangsbil-
dungsgänge für stellenlose Schulabgänger eingerichtet. Da 
die meisten der betrachteten Länder bereits über ein 
umfangreiches berufliches Ausbildungssystem verfügen, 
werden obengenannte Maßnahmen in den jeweiligen 
Ländern recht sparsam ergriffen. Ein weiterer Ausbau ist 
kostspielig, da auf Dauer angelegt und es besteht die 
Gefahr, daß das Beschäftigungsproblem nur aufgeschoben 
wird. Trotzdem soll nicht verkannt werden, daß für be-
nachteiligte Jugendliche oder während Übergangsperio-
den (z. B. während konjunkturellen Schwächeperioden 
oder bei Auftreten von „demographischen Wellen“ als 
Folge des Geburtenberges) erweiterte oder überausgela-
stete Kapazitäten im öffentlichen oder überbetrieblichen 
Berufsausbildungssystem durchaus sinnvoll und notwen-
dig sind. 
4.2.5 Stärkere Berufsorientierung in der allgemeinen 
Ausbildung 
Um den Übergang von der Schule in den Beruf zu er-
leichtern, zielen einige Maßnahmen darauf ab, stärkere 
berufliche Orientierung bereits während der allgemeinen 
Ausbildung zu erreichen. Viele der Maßnahmen sind 
noch im Diskussionsstadium oder haben punktuellen 
Charakter. Im folgenden sollen wieder exemplarisch 
einige der diskutierten bzw. realisierten Vorschläge dar-
gestellt werden: 
—  Realistische   Informationen   über   die   Berufs-   und 
Arbeitswelt   können   vermittelt  werden   über  Berufsbe-
ratung als Teil des Lehrplanes (z. B. in Form der „career 
education“   in  den  USA).  Hierbei  könnten  Lehrkräfte 
mit Berufserfahrung Schüler eher auf die Erfordernisse 
des Arbeitslebens vorbereiten. 
—  Unterrichtsperioden wechseln mit praktischen Tätig-
keiten z. B. in Form der „sandwich-courses“ im technisch 
orientierten Sekundarbereich in Großbritannien. 
—  In   Frankreich werden   manuelle   handwerklich-tech-
nische Fertigkeiten in den Lehrplan der Oberschulen auf-
genommen. 
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nerell ein berufsorientiertes Jahr angeschlossen. So wurde 
z. B. in Irland in manchen Sekundärschulen ein Über-
gangsjahr angeschlossen, das als Einführung in die Ar-
beitswelt dienen soll. 
—  Längerfristig angelegt ist die Schaffung eines Ausbil-
dungssystems, das auf flexiblen, kombinierbaren Ausbil-
dungsmodulen und polyvalenten Curricula besteht, die 
weitestmögliche Beschäftigungsoptionen gestatten. 
Das kann nur geschehen, wenn man bevorzugt in Quali-
fikationsfeldern ausbildet, die Grundlage für eine ganze 
Reihe von Tätigkeiten sind. Das Problem ist, derartige 
Grundqualifikationen zu ermitteln, sie auf ihre Zukunfts-
trächtigkeit zu überprüfen und in Lehrinhalte umzuset-
zen. Theoretische und empirische Untersuchungen werden 
dazu in verschiedenen Ländern angestellt z. B. in Frank-
reich, Großbritannien, USA. 
—  Auch Formen der „recurrent education“, d. h. wieder-
holte   Folgeausbildungen,   die   zwischen   Beschäftigungs-
perioden eingebettet sind, werden diskutiert. Sie sollen 
auch nach Abschluß der formalen Erstausbildung eine An-
passung der Arbeitnehmer an berufliche und persönliche 
Veränderungen und Vorstellungen ermöglichen. 
Da die meisten der zuletzt genannten Maßnahmen neu 
sind oder erst diskutiert werden, ist eine Beurteilung 
noch nicht möglich. Sie sind auch im Lichte der Grund-
satzfrage nach der Hauptfunktion eines Ausbildungs-
systems zu sehen: Welches Ziel (Vorbereitung auf die 
Erwerbstätigkeit, Erziehung zum selbstbewußten kri-
tischen Staatsbürger, Vermittlung von moralisch-
ethischen Werten etc.) soll prioritär angestrebt werden? 
4.3 Maßnahmen zur Verringerung des Arbeitszeitvolumens 
Über eine Verringerung der lebenslangen individuellen 
Arbeitszeit wird erhofft, das Erwerbspersonenpotential 
besser auszuschöpfen bzw. Beschäftigungsmöglichkeiten 
umzuverteilen. Manche der Maßnahmen beziehen sich 
nicht von vornherein auf Jugendliche, sondern sind glo-
baler Art. Aus Gründen der Vollständigkeit und da 
manchmal zusätzliche beschäftigungsfördernde Regelun-
gen für Jugendliche enthalten oder möglich sind, sollen 
diese Maßnahmen dargestellt werden. 
4.3.1  Verkürzung der Arbeitszeit 
Eine Verkürzung der Wochen- oder Jahresarbeitszeit soll 
einen Mehrbedarf an Arbeitskräften zur Folge haben, 
der auch den Jugendlichen zugute kommen wird. Dabei 
ist allerdings zu bedenken, daß der aus der Arbeitszeit-
verkürzung rechnerisch ermittelte Zusatzbedarf sich nur 
zum Teil als effektive Neueinstellungen bemerkbar ma-
chen wird. Weiterhin werden bei Vorhandensein eines 
hohen Arbeitslosenreservoirs die Unternehmen berufs-
erfahrene Kräfte bevorzugen, wenn nicht zusätzliche 
Maßnahmen zugunsten der Jugendlichen ergriffen wer-
den. 
4.3.2  Verlängerung der Schulpflicht 
Bei einer Verlängerung der Schulpflicht verbleiben die 
Jugendlichen noch eine Weile im Ausbildungssektor und 
treten nicht als Arbeitsuchende auf. Mit dieser formalen 
und unter Umständen auch bildungspolitisch wünschens-
werten Maßnahme ist es sicherlich möglich, Beschäfti- 
5) Vgl. Teriet, B., Job-Sharing — die aktuelle Alternative, in: VDI-Nach-
riduen, Nr. 26 vom 1. 7. 1977. 
gungsprobleme quantitativ zu verringern, da sich global 
ein Entzugseffekt ergibt. Allerdings werden sie für den 
einzelnen Jugendlichen unter Umständen nur zeitlich ver-
schoben. Zu beachten ist weiterhin der Finanzierungs-
aufwand und die Gefahr der Irreversibilität bei einer 
Verlängerung der Pflichtschulausbildung. 
4.3.3. Herabsetzung des Rentenalters 
Die Herabsetzung bzw. Flexibilisierung des Ruhestands-
alters ist eine sozialpolitisch wünschenswerte Maßnahme, 
durch die Arbeitsplätze frei werden. In Belgien, Frank-
reich, Großbritannien und den Niederlanden wurde in 
den letzten Jahren unter diesem Gesichtspunkt die vor-
zeitige Pensionierung propagiert und finanziell erleich-
tert. Manchmal gilt die Regelung nur für bestimmte Wirt-
schaftszweige, Tätigkeiten oder Regionen. Das Problem 
ist, ob der freigewordene Arbeitsplatz auch wieder be-
setzt wird. Um sicherzustellen, daß der Arbeitsplatz 
arbeitsmarktpolitisch wünschenswert verwendet wird, 
wurde in Großbritannien und Belgien das vorzeitige Aus-
scheiden des älteren Arbeitnehmers an die Bedingung der 
Einstellung eines Arbeitslosen gebunden; in Belgien wurde 
dies ausdrücklich auf jugendliche Arbeitslose bezogen. 
4.3.4 Arbeitsplatzteilung (job-sharing) 
Bei Teilung der Verantwortung eines Arbeitsplatzes in 
zwei Arbeitskräfte (job-sharing) wird die Zahl der Be-
schäftigten ansteigen und damit die Zahl der Arbeitslosen 
verringert. Dieses Arbeitszeitkonzept würde dem Wunsch 
vieler Arbeitnehmer nach Teilzeitbeschäftigung entgegen-
kommen. Für den Arbeitgeber würden sich nicht nur 
Nachteile ergeben. Eine höhere Arbeitsproduktivität als 
mit der normalen Vollarbeitszeit und ein neues Potential 
an Arbeitszeit- und Betriebszeitflexibilität erscheint durch-
aus plausibel
5). 
Erste Versuche mit dieser neuen Art der Arbeitszeit-
gestaltung fanden in den USA statt. Kanada plant unter 
verschiedenen Pilotprojekten Zuschüsse zu zahlen, wenn 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer einer Arbeitsplatzteilung 
zustimmen. Zu denken wäre z. B. auch daran, arbeits-
lose Jugendliche in diese Aufteilung einzubeziehen. Ein-
schränkend zum job-sharing ist jedoch zu bemerken, daß 
es wohl nicht als Arbeitszeitform für alle abhängig Be-
schäftigten anwendbar ist. Es wären auch noch die arbeits-
rechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen Aspekte des 
Konzeptes zu prüfen. 
Abschließend zu den Maßnahmen zur Verringerung des 
Arbeitskräfteangebots ist noch zu sagen, daß durch der-
artige Maßnahmen vor dem Hintergrund hoher allge-
meiner Arbeitslosigkeit nicht unmittelbar Arbeitsplätze 
für Jugendliche frei werden. Außer man erläßt zugleich 
beschäftigungsfördernde Bestimmungen wie die Pflicht, 
einen durch vorzeitige Pensionierung freigewordenen 
Arbeitsplatz mit einem Jugendlichen zu besetzen. In 
Anbetracht der Breite der Diskussion dieser Vor-
schläge erstaunt es fast, daß die Maßnahmen 4.3.1 bis 
4.3.4 bisher kaum oder nicht aus dem Beweggrund Ver-
ringerung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen wurden. 
5. Abschließende Bemerkungen 
Aus dem internationalen Vergleich und den Erfahrungen 
anderer Länder zum Problem der Jugendarbeitslosigkeit 
ergeben sich eine Reihe von Gemeinsamkeiten, aber auch 
Divergenzen. Erstere liegen vor allem bei den Ursachen 
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der Ausgestaltung der Maßnahmen zur Verringerung der 
Jugendarbeitslosigkeit. 
Beschäftigungsschwierigkeiten von Jugendlichen existieren 
in anderen Ländern meist schon seit längerer Zeit als bei 
uns. Das Niveau der Jugendarbeitslosigkeit ist in einem 
großen Teil der betrachteten Länder überproportional 
angestiegen und liegt — zum Teil beträchtlich — über 
der allgemeinen Arbeitslosenquote. Auf der Basis der 
verfügbaren Zahlen schneidet die Bundesrepublik Deutsch-
land im Vergleich zu anderen Industrieländern bis jetzt 
relativ günstig ab. Zu einem Teil ist dies auf das duale 
Berufsausbildungssystem zurückzuführen, das für die Aus-
zubildenden einen reibungsloseren Übergang von der 
Schule in den Beruf ermöglicht. Länder mit überwiegend 
schulischem Berufsausbildungswesen müssen in erhebli-
chem Umfang Maßnahmen zur Förderung von betrieb-
lichen Ausbildungen einschließlich Arbeitserfahrungs-
aufenthalten finanzieren. 
Als generelle Ursache der Arbeitslosigkeit von Jugend-
lichen wird insbesondere das Zusammentreffen der demo-
graphisch bedingten Zunahme von jugendlichen Arbeit-
suchenden mit einer verschlechterten Wirtschaftssituation 
angesehen. Die Beschäftigung von arbeitsuchenden Ju-
gendlichen weist einige spezielle Probleme auf, die nicht 
ohne Einfluß auf die Arbeitslosigkeit dieser Personen-
gruppe sind. Jugendliche sind von der Rezession über-
proportional betroffen, weil weniger Neueinstellungen 
erfolgen, die Arbeitsplatzmobilität der beschäftigten 
Arbeitnehmer geringer ist, Arbeitsschutzbestimmungen 
die bereits Beschäftigten privilegieren und weil die Unter-
nehmen aus dem Arbeitslosenreservoir berufserfahrene 
Kräfte bevorzugen können. 
Aus dem internationalen Vergleich wird ersichtlich, daß, 
da die Ursachen überwiegend globalwirtschaftlicher Na-
tur sind, selektive Maßnahmen zugunsten der Jugend-
lichen die Jugendarbeitslosigkeit lindern, aber nicht be-
heben konnten. 
In der Wahl und der Ausgestaltung der Maßnahmen zur 
Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit ergaben sich 
naturgemäß die größten Differenzen, da auch unterschied-
liche Ausgangssituationen vorliegen: 
Beschäftigungsorientierte Maßnahmen wie Subventionen, 
Steuer- oder Sozialabgabennachlaß an Unternehmen 
werden in größerem Umfang als bei uns gewährt, um 
Arbeitsplätze zu erhalten oder neu zu schaffen. 
Großen Raum nahmen auch in manchen Ländern Pro-
gramme zur Schaffung von temporären Arbeitsplätzen 
im öffentlichen Sektor ein. Die Durchführung von 
Gemeinschaftsaufgaben auf lokaler Ebene wie Land-
schafts-/Umweltschutz, Hilfe für alte Menschen, Betreu-
ung von Kindergärten/Spielplätzen ist eine der innova-
torischen Maßnahmen, die augenscheinlich mit recht gu-
tem Erfolg ergriffen werden (Großbritannien, Kanada, 
Schweden, Vereinigte Staaten von Amerika). Es wird zu-
nehmend als vorteilhafter angesehen, anstatt Arbeits-
losenunterstützung ein Entgelt für eine Beschäftigung 
oder für eine Bildungsmaßnahme zu bezahlen. 
Bildungsorientierte Maßnahmen erstrecken sich von sub-
ventionierten Arbeitserfahrungsaufenthalten, Zuschüssen 
für betriebliche Ausbildungsplätze oder -gange, Schu-
lungsprogramme während Arbeitslosigkeitsperioden zur 
stärkeren beruflichen Orientierung der schulischen Aus-
bildung. Die Art des beruflichen Bildungssystems (schu-
lisch oder betrieblich orientiert) ist mitbestimmend für 
die Ausgestaltung der Maßnahmen in den jeweiligen 
Staaten. Das Schwergewicht lag in den meisten der be-
trachteten Länder bei der Zahlung von Zuschüssen für 
betriebliche Ausbildungsperioden (für Länder die kein 
duales Berufsbildungssystem aufweisen) und der Durch-
führung bzw. Finanzierung von Schulungsprogrammen 
während Arbeitslosigkeitsperioden. Um einen Anreiz für 
Bildungsmaßnahmen zu schaffen, wird dem Jugendlichen 
eine Beihilfe gewährt, die über der sonst zu zahlenden 
Arbeitslosenunterstützung liegt, jedoch unterhalb des üb-
licherweise zu erzielenden Lohnes. Auch hier ist der 
Trend sichtbar, anstatt Arbeitslosenunterstützung neben 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen zunehmend bil-
dungsorientierte Maßnahmen zu finanzieren. Internatio-
nale Organisationen wie OECD und EG befürworten 
ebenfalls diese Entwicklung, da bildungspolitische Pro-
gramme längerfristig wirken und die Beschäftigungs-
chance des einzelnen erhöhen. 
Über eine Verringerung des Arbeitszeitvolumens wird 
erhofft, das Erwerbspersonen-Potential besser auszu-
schöpfen bzw. Beschäftigungsmöglichkeiten umzuvertei-
len. Das soll erreicht werden über (1) eine Verlängerung 
der Schulpflicht, (2) Verringerung der Arbeitszeit, (3) 
Herabsetzung bzw. Flexibilisierung der Ruhestands-
grenze und (4) Aufspaltung eines Arbeitsplatzes in 2 
Teilzeitarbeitsplätze (job-sharing). 
In Anbetracht der Breite der Diskussion dieser Vor-
schläge erstaunt es fast, daß die Maßnahmen (1) bis (4) 
bisher kaum oder nicht aus dem Beweggrund Verringe-
rung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen wurden. Aller-
dings ist auch zu berücksichtigen, daß durch derartige 
Maßnahmen — vor dem Hintergrund hoher allgemeiner 
Arbeitslosigkeit — nicht unmittelbar Arbeitsplätze für 
Jugendliche frei werden. 
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